
433 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Handelsausschusses 

über die Regierungsvorlage (352 der Beila­
gen): Bundesgesetz über die statistische Erhe­
bung des Warenverkehrs mit dem Ausland 
. (Handelsstatistisches Gesetz 1988) 

Seit der· Einführung des Handelsstatistischen 
Gesetzes 1958 hat der Warenverkehr zwischen 
Österreich und dem Ausland wesentlich zugenom­
men. Zur Bewältigung dieses gesteigerten Aufkom­
mens wurden die verschiedensten Methoden ent­
wickelt, deren Nachvollziehung durch die Verwal­
tungsbehörde derzeit nur mehr durch die vollkom­
mene Ausschöpfung der im Gesetz gegebenen Ver­
ordnungsermächtigung erreicht werden kann. 

Darüber hinaus sind jene Freigrenzen, die für 
eine Anmeldung nach dem Handelsstatistischen 
Gesetz 1958 in Betracht kommen, durch die lau­
fende Geldentwertung überholt, sodaß ihre Anpas­
sung dringend erforderlich wurde. 

Weiters mußte schließlich dem Beitritt Öster­
reichs zum "Übereinkommen zur Vereinfachung 
der Förmlichkeiten im Warenverkehr" Rechnung 
getragen werden. 

Dieser Zielvorstellung trägt das Gesetz durch 
Erhöhung der Wertgrenze, einer Konzentration 
des Verfahrens bei den Zollämtern, der Anmeldung 
mittels einer Ausfertigul(g der Warenerklärung 
sowie einer Angleichung von Definitionen an das 
Übereinkommen zur Vereinfachung der Förmlich­
keiten im Warenverkehr UIid durch eine Verord­
nungsermächtigung für Sonderverfahren bei grund­
sätzlicher Wahrung der Aussagekraft der Handels­
statistik Rechnung. 

Der HandeIsausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 4. Dezem­
ber 1987 in Verhandlung genommen. 

Dipl.-Vw. Killisch-Horn 

Bericht~rstatter 

An der Debatte beteiligten sich die Abgeordne­
ten Dipl.-Ing. Kai s e r, Hai ger mo s e r, Ingrid 
T ich y - S ehr e der sowie der Bundesminister 
für wirtschaftliche Angelegenheiten G r a f. 

Die Abgeordneten Ingrid T ich y - S ehr e der, 
Dr. He i n d I und Hai ger m 0 s erbrachten 
einen gemeinsamen Abänderungsantrag auf Entfall 
des § 25 ein, den sie wie folgt begründeten: 

Blankettstrafnormen, die dem Rechtsunterworfe­
nen nicht in eindeutiger Weise den Unrechtsgehalt 
seines Handeins oder Unterlassens und die an die 
Übertretung eines Tatbestandes geknüpfte Straf­
drohung ersichtlich machen, widersprechen dem 
verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot. Auch 
die Androhung einer primären (entweder kumula­
tiv oder alternativ zu verhängenden) Freiheitsstrafe 
im Verwaltungsstrafrecht, wie sie die nicht inehr 
zeitgemäße Bestimmung des § 11 Bundesstatistik­
gesetz 1965 vorsieht, widerspricht im Hinblick auf 
den letztlich doch minder schweren Unrechtsgehalt 
der in Betracht kommenden Gesetzesverletzungen 
dem Übermaßverbot der Europäischen Menschen­
rechtskonvention und letztlich auch den Zielset­
zungen der N ovellierung des Verwaltungsstrafge­
setzes. Da nach dem Handelsstatistischen Gesetz 
wenig Raum für strafrechtlich relevante Zuwider­
handlungen bleibt, kann auf eine diesbezügliche 
Absicherung verzichtet werden. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage in der Fassung des gemeinsamen Abände­
rungsantrages einstimmig angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der HandeIs­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem vorgelegten Gesetzentwurf (352 der Bei­
lagen) mit der a n g e s chI 0 s sen e n A b ä n d e -
run g die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1987 12 04 

Staudinger 

Obmann 
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2 433 der Beilagen 

Abänderung 

zum Gesetzentwurf in 352 der Beilagen 

1. § 25 entfällt. 

2. Die §§'26, 27 und 28 erhalten die Bezeichnung 
25, 26 und 27. 
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